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Bekanntmachung gemäß § 2 Absatz 1 
Baugesetzbuch

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
18.03.2013 folgenden Beschluss gefasst:

Für einen Bereich zwischen Brockhoffstraße,
A59, nördlich des ehemaligen Seniorenheims
„Welker-Stift“ und südlich der privaten Grund-
stücke Höhe Brockhoffstraße 13 ist ein vor-
habenbezogener Bebauungsplan im Sinne des
§ 12 in Verbindung mit § 13a Baugesetzbuch
(BauGB) aufzustellen.

Das Verfahren wird unter der Bezeichnung
VEP Nr. 2035 -Dellviertel- Brockhoffstraße
durchgeführt.

Duisburg, den 05. April 2013 

Der Oberbürgermeister
in Vertretung

Spaniel
Stadtdirektor

Auskunft erteilt:
Herr Hölkemeier
Tel.-Nr.: 0203/283-2842

Erneute Bekanntmachung gemäß § 2 
Absatz 1 Baugesetzbuch 

Aufstellungsbeschluss des Bebauungsplans
Nr. 876 1. Änderung -Walsum-

Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am
10.12.2012 folgenden Beschluss gefasst:

1. Für einen Bereich zwischen Dr.-Wilhelm-
Roelen-Straße (L155), Friedrich-Ebert-Straße
(B8), Schloßstraße und Kurze Straße ist ein
Bebauungsplan im Sinne des § 30 Abs. 1 in
Verbindung mit § 13 Abs. 1 Baugesetzbuch
(BauGB) aufzustellen.

Das Verfahren wird unter der Bezeichnung
Bebauungsplan Nr. 876 1. Änderung        
-Walsum- durchgeführt.

2. Gemäß § 13 Abs. 2 BauGB wird von der
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit
nach § 3 Abs. 1 Satz 1 und der Unterrich-
tung der Einwohnerinnen und Einwohner
nach § 23 Gemeindeordnung Nordrhein-
Westfalen (GO NW) abgesehen.

Hinweis

Der Bebauungsplan Nr. 876 1. Änderung      
-Walsum- wird im vereinfachten Verfahren nach
§ 13 Abs. 1 BauGB aufgestellt. Auf die Durch-
führung einer Umweltprüfung wird verzichtet.

Duisburg, den 05. April 2013

Der Oberbürgermeister
In Vertretung

Spaniel
Stadtdirektor

Auskunft erteilt:
Herr Pannenborg 
Tel.-Nr.: 0203/283-2331
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Bekanntmachung der 6. Änderung der
Satzung der Wirtschaftsbetriebe 
Duisburg - Anstalt des öffentlichen
Rechts über die Erhebung von
Abwasserbeseitigungsgebühren,
Abwasserabgabengebühren, Ent-
gelten für die Abfuhr von Schlamm
und Abwasser aus privaten Abwasser-
behandlungsanlagen sowie über den
Kostenersatz für die Herstellung von
Grundstücksanschlüssen in der Stadt 
Duisburg (Abwassergebührensatzung)
vom 20. März 2013 

Der Verwaltungsrat der Wirtschafts-
betriebe Duisburg - Anstalt des öffent-
lichen Rechts (WBD-AöR) hat in seiner
Sitzung am 20. März 2013 die folgende
Änderungssatzung beschlossen. 

Diese Satzung beruht auf:

- §§ 7, 9 und 114 a der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-West-
falen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 23. Oktober 2012
(GV. NRW. S. 474), in Verbindung mit
der Unternehmenssatzung der Stadt
Duisburg über die Anstalt des öffent-
lichen Rechts Wirtschaftsbetriebe
Duisburg vom 12. Dezember 2006
(Amtsblatt für die Stadt Duisburg
Nr. 63 vom 29. Dezember 2006, 
S. 493 - 498), zuletzt geändert durch
die 6. Änderung der Unternehmens-
satzung vom 13. Dezember 2012
(Amtsblatt für die Stadt Duisburg
Nr. 48 vom 31. Dezember 2012,
S. 509); 

- §§ 1 und 9 Abs. 1 – 3 des Gesetzes
über Abgaben für das Einleiten von
Abwasser in Gewässer (Abwasserab-
gabengesetz) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 18. Januar 2005
(BGBl. I S. 114), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gesetzes vom
11. August 2010 (BGBl. I S. 1163);

- §§ 64 und 65 des Wassergesetzes für
das Land Nordrhein-Westfalen
(Landeswassergesetz – LWG NRW) in
der Fassung der Bekanntmachung
vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. S. 926),
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zuletzt geändert durch Art. 3 des
Gesetzes vom 16. März 2010 
(GV. NRW. S. 185 ff.);

- §§ 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des 
Kommunalabgabengesetzes (KAG)
für das Land Nordrhein-Westfalen vom
21. Oktober 1969 (GV. NRW. 1969
S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 13. Dezember 2011 (GV. NRW.
S. 687). 

Artikel 1

Die Satzung der Wirtschaftsbetriebe
Duisburg - Anstalt des öffentlichen Rechts
über die Erhebung von Abwasserbeseiti-
gungsgebühren, Abwasserabgabenge-
bühren, Entgelten für die Abfuhr von
Schlamm und Abwasser aus privaten
Abwasserbehandlungsanlagen sowie über
den Kostenersatz für die Herstellung von
Grundstücksanschlüssen in der Stadt
Duisburg (Abwassergebührensatzung)
vom 18. Dezember 2007 (veröffentlicht 
im Amtsblatt für die Stadt Duisburg 
Nr. 52/2007, S. 464 - 468), zuletzt ge-
ändert durch die 5. Änderung der Satzung
der Wirtschaftsbetriebe Duisburg - Anstalt
des öffentlichen Rechts über die Erhebung
von Abwasserbeseitigungsgebühren,
Abwasserabgabengebühren, Entgelten für
die Abfuhr von Schlamm und Abwasser
aus privaten Abwasserbehandlungsan-
lagen sowie über den Kostenersatz für die
Herstellung von Grundstücksanschlüssen
in der Stadt Duisburg vom 12. Dezember
2012 (veröffentlicht im Amtsblatt für die
Stadt Duisburg Nr. 48 vom 31. Dezember
2012, S. 520 – 521), wird für den 
Zeitraum vom 01.01.2012 bis zum
31.12.2012 wie folgt geändert:

I. § 3 Abs. 6 Satz 1 erhält folgende
Fassung:

Auf Antrag – der bis zum 31.12.2013
bei der WBD-AöR vorliegen muss –
werden von den nach den Abs. 3 und
4 errechneten Wassermengen die in
die öffentlichen Abwasseranlagen im
Kalenderjahr 2012 nachweisbar nicht
eingeleiteten Mengen abgezogen.

Artikel 2

Die Satzung der Wirtschaftsbetriebe 
Duisburg - Anstalt des öffentlichen Rechts
über die Erhebung von Abwasserbeseiti-
gungsgebühren, Abwasserabgabenge-
bühren, Entgelten für die Abfuhr von
Schlamm und Abwasser aus privaten Ab-
wasserbehandlungsanlagen sowie über
den Kostenersatz für die Herstellung von
Grundstücksanschlüssen in der Stadt 
Duisburg (Abwassergebührensatzung)
vom 18. Dezember 2007 (veröffentlicht
im Amtsblatt für die Stadt Duisburg 
Nr. 52/2007, S. 464 - 468), zuletzt ge-
ändert durch die 5. Änderung der Satzung
der Wirtschaftsbetriebe Duisburg - Anstalt
des öffentlichen Rechts über die Erhebung
von Abwasserbeseitigungsgebühren,
Abwasserabgabengebühren, Entgelten für
die Abfuhr von Schlamm und Abwasser
aus privaten Abwasserbehandlungsan-
lagen sowie über den Kostenersatz für die
Herstellung von Grundstücksanschlüssen
in der Stadt Duisburg vom 12. Dezember
2012 (veröffentlicht im Amtsblatt für die
Stadt Duisburg Nr. 48 vom 31. Dezember
2012, S. 520 – 521), wird ab dem
01.01.2013 wie folgt geändert:

I. § 3 Abs. 6 Satz 1 erhält folgende 
Fassung:

Auf Antrag – der bis zum 31.12. für
das vorangegangene Kalenderjahr bei
der WBD-AöR vorliegen muss –
werden von den nach den Abs. 3
und 4 errechneten Wassermengen die
in die öffentlichen Abwasseranlagen
im Kalenderjahr nachweisbar nicht
eingeleiteten Mengen abgezogen.



Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen die Widmung kann innerhalb eines
Monats nach öffentlicher Bekannt-
machung Klage erhoben werden. Die 
Klage ist schriftlich oder in elektronischer
Form nach Maßgabe der Verordnung über
den elektronischen Rechtsverkehr bei den 
Verwaltungsgerichten und den Finanz-
gerichten im Lande Nordrhein-Westfalen
(Elektronische Rechtsverkehrsverordnung
Verwaltungs- und Finanzgerichte - 
ERVVO VG/FG) einzulegen und an das
Verwaltungsgericht Düsseldorf, 
Bastionstr. 39, 40213 Düsseldorf zu 
richten.

Die Klage kann auch zur Niederschrift des
Urkundsbeamten der Geschäftsstelle er-
klärt werden. Der Klageschrift sollten nach
Möglichkeit zwei Abschriften beigefügt
werden.

Duisburg, den 25. März 2013

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Geer

Auskunft erteilt:
Herr Tönnißen
Tel.-Nr.: 0203/283-3360
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Artikel 3

Artikel 1 dieser Änderungssatzung tritt
rückwirkend zum 01. Januar 2012 in
Kraft. 

Artikel 2 dieser Änderungssatzung tritt
rückwirkend zum 01. Januar 2013 in
Kraft. 

Vorstehende 6. Änderung der Satzung der
Wirtschaftsbetriebe Duisburg – Anstalt des
öffentlichen Rechts über die Erhebung
von Abwasserbeseitigungsgebühren,
Abwasserabgabengebühren, Entgelten für
die Abfuhr von Schlamm und Abwasser
aus privaten Abwasserbehandlungsanla-
gen sowie über den Kostenersatz für die
Herstellung von Grundstücksanschlüssen
in der Stadt Duisburg (Abwassergebühren-
satzung) wird hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Die Verletzung von Verfahrens- oder
Formvorschriften der Gemeindeordnung
für das Land Nordrhein-Westfalen 
(GO NRW) beim Zustandekommen dieser
Satzung kann gem. §§ 7 Abs. 6 Satz 1,
114a Abs. 3 Gemeindeordnung NRW
nach Ablauf eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung nicht mehr geltend 
gemacht werden, es sei denn,

a) eine vorgeschriebene Genehmigung
fehlt oder ein vorgeschriebenes An-
zeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,

b) diese Satzung ist nicht ordnungsge-
mäß öffentlich bekannt gemacht 
worden,

c) der Vorsitzende des Verwaltungsrates
der Wirtschaftsbetriebe Duisburg -
Anstalt des öffentlichen Rechts hat
den Beschluss des Verwaltungsrates
vorher beanstandet oder
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d) der Form- oder Verfahrensmangel ist
gegenüber den Wirtschaftsbetrieben
Duisburg - Anstalt des öffentlichen
Rechts vorher gerügt und dabei die
verletzte Rechtsvorschrift und die
Tatsache bezeichnet worden, die
den Mangel ergibt.

Duisburg, den 20. März 2013

Tum
Vorsitzender des Verwaltungsrates

Patermann
Vorstand (Sprecher des Vorstands)

Dr. Greulich
Vorstand

Linsen
Vorstand

Auskunft erteilt:
Frau ter Haar
Tel.-Nr.: 0203/283-3949

Widmung von öffentlichen Verkehrs-
flächen in Duisburg-Wehofen

Gemäß § 6 Abs. 1 des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen (StrWG NW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. September
1995 (GV. NRW. 1995, S. 1028) unter 
Berücksichtigung der bis heute erfolgten
Änderungen wird mit dem auf die öffent-
liche Bekanntmachung folgenden Tag die
Straße Heckenweg von Kirchwiesen-
weg bis Wendeanlage gemäß dem zu
dieser Veröffentlichung gehörenden Lage-
plan als Gemeindestraße für den öffent-
lichen Verkehr gewidmet.

Die Widmung erfolgt unbeschränkt.
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Einziehung von öffentlichen Verkehrs-
flächen in Duisburg-Bergheim

Es ist beabsichtigt, eine Teilfläche des 
Alfred-Hitz-Platzes (s. Lageplan) gemäß
§ 7 Abs. 1 des Straßen- und Wegege-
setzes des Landes Nordrhein-Westfalen
(StrWG NW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. September 1995 
(GV. NRW. 1995, S. 1028) unter Be-
rücksichtigung der bis heute erfolgten 
Änderungen einzuziehen.

Die Begründung dieser Maßnahme liegt
während der nächsten drei Monate vom
Tage der Bekanntmachung an während
der Dienststunden im Verwaltungsge-
bäude des Amtes für Baurecht und 
Bauberatung, Friedrich-Albert-Lange-
Platz 7, Eingang Moselstraße 42, 47051
Duisburg, Zimmer E 24, zur Einsicht offen.

Die beabsichtigte Einziehung wird hiermit
gemäß § 7 Abs. 4 des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen öffentlich bekannt gemacht.

Einwendungen gegen das Vorhaben 
können während der nächsten drei
Monate vom Tage der Bekanntmachung
an bei dem Oberbürgermeister der Stadt 
Duisburg, Amt für Baurecht und Bau-
beratung, Friedrich-Albert-Lange-Platz 7, 
Eingang Moselstraße 42, 47049 Duisburg,
schriftlich oder zur Niederschrift vor-
gebracht werden.

Duisburg, den 25. März 2013

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Geer

Auskunft erteilt:
Herr Tönnißen
Tel.-Nr.: 0203/283-3360
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Einziehung von öffentlichen Verkehrs-
flächen in Duisburg-Dellviertel

Es ist beabsichtigt, die Fläche des nörd-
lichen Kerngebiets MK sowie die süd-
lich davon gelegene private Verkehrs-
fläche nach den Festsetzungen des 
Bebauungsplans 1009 A in der 
Fassung der 1. Änderung im Bereich
der Mercatorstraße (s. Lageplan) ge-
mäß § 7 Abs. 1 des Straßen- und Wege-
gesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen
(StrWG NW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23. September 1995 
(GV. NRW. 1995, S. 1028) unter Be-
rücksichtigung der bis heute erfolgten 
Änderungen einzuziehen.

Die Begründung dieser Maßnahme liegt
während der nächsten drei Monate vom
Tage der Bekanntmachung an während
der Dienststunden im Verwaltungsge-
bäude des Amtes für Baurecht und 
Bauberatung, Friedrich-Albert-Lange-
Platz 7, Eingang Moselstraße 42, 47051 
Duisburg, Zimmer E 24, zur Einsicht offen.

Die beabsichtigte Einziehung wird hiermit
gemäß § 7 Abs. 4 des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen öffentlich bekannt gemacht.

Einwendungen gegen das Vorhaben 
können während der nächsten drei 
Monate vom Tage der Bekanntmachung
an bei dem Oberbürgermeister der Stadt
Duisburg, Amt für Baurecht und Baube-
ratung, Friedrich-Albert-Lange-Platz 7, 
Eingang Moselstraße 42, 47049 Duisburg,
schriftlich oder zur Niederschrift vor-
gebracht werden.

Duisburg, den 25. März 2013

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Geer

Auskunft erteilt:
Herr Tönnißen
Tel.-Nr.: 0203/283-3360
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Bekanntmachung einer Fundsachen-
versteigerung

Im Auftrag der Stadt Duisburg, 
Bezirksamt Walsum, Bürgerservice, 
werden

ab Donnerstag, den 06. Juni 2013 
ab 18.00 Uhr

unter www.fundus.eu
(sonderauktionen.net)

Fahrräder, Handys und sonstige Fund-
sachen öffentlich meistbietend im Rahmen
einer Fundsacheninternetauktion ver-
steigert.

Die Fundsachen können ab dem
09.05.2013 unter www.fundus.eu
besichtigt werden.

Eigentumsansprüche können bis zum
08.05.2013  beim Bezirksamt Walsum,
Bürgerservice, Erdgeschoss, geltend 
gemacht werden.

Duisburg, den 26. März 2013

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Jatz

Auskunft erteilt:
Frau Rippel
Tel.-Nr.: 0203/283-5647

Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung

Der an Herrn Jochen Sowislok, zuletzt
wohnhaft Grillostr. 46, 46045 Ober-
hausen, gerichtete Bußgeldbescheid vom
27.11.2012, Aktenzeichen
222001334119 SB108, wird gemäß §§ 1
und 10 des Verwaltungszustellungsge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen
(Landeszustellungsgesetz - LZG NRW) 
vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94) in Ver-
bindung mit § 4 der Verordnung über die

öffentliche Bekanntmachung von kommu-
nalem Ortsrecht (BekanntmVO) vom
26.08.1999 (GV. NRW. S. 516) in der 
jeweils geltenden Fassung durch öffent-
liche Bekanntmachung zugestellt.

Das genannte Dokument liegt beim 
Bürger- und Ordnungsamt, Königstraße
63-65, 47051 Duisburg, Zimmer 310,
werktags, außer samstags, in der Zeit 
von 8.00 Uhr bis 16.00 Uhr zur Abholung
bereit. Es gilt zwei Wochen nach dieser
Bekanntmachung als zugestellt.

Es wird darauf hingewiesen, dass durch
die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung Fristen in Gang gesetzt werden
können, nach deren Ablauf Rechtsverluste
drohen können.

Duisburg, den 20. März 2013 

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Schubert

Auskunft erteilt:
Frau Hinz
Tel.-Nr.: 0203/283-4673

Zustellung durch öffentliche 
Bekanntmachung

Der an Herrn Benjamin Lottner, zuletzt
wohnhaft Kirchstr. 5, 47137 Duisburg,
gerichtete Bußgeldbescheid vom
28.01.2013, Aktenzeichen
222001239957 SB114, wird gemäß §§ 1
und 10 des Verwaltungszustellungsge-
setzes für das Land Nordrhein-Westfalen
(Landeszustellungsgesetz - LZG NRW) 
vom 07.03.2006 (GV. NRW. S. 94) in Ver-
bindung mit § 4 der Verordnung über die
öffentliche Bekanntmachung von kommu-
nalem Ortsrecht (BekanntmVO) vom
26.08.1999 (GV. NRW. S. 516) in der 
jeweils geltenden Fassung durch öffent-
liche Bekanntmachung zugestellt.

Das genannte Dokument liegt beim 
Bürger- und Ordnungsamt, Königstraße
63-65, 47051 Duisburg, Zimmer 305,
werktags, außer samstags, in der Zeit von
8.00 Uhr bis 16.00 Uhr zur Abholung 
bereit. Es gilt zwei Wochen nach dieser
Bekanntmachung als zugestellt.

Es wird darauf hingewiesen, dass durch
die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung Fristen in Gang gesetzt werden
können, nach deren Ablauf Rechtsverluste
drohen können.

Duisburg, den 22. März 2013 

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Schubert

Auskunft erteilt:
Frau Steuding
Tel.-Nr.: 0203/283-4624

Benachrichtigung über öffentliche Zu-
stellungen gemäß § 10 Verwaltungs-
zustellungsgesetz NRW - LZG NRW

Der an Frau Anita Fadda, zuletzt wohn-
haft Glücksburger Str. 28, 47443 Moers,
gerichtete Bescheid, Aktenzeichen 
51-33/94 083373, wird gemäß den §§ 1
Abs. 1 und 10 des Verwaltungszustel-
lungsgesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen vom 07.03.2006 (GV.NRW 
S. 94) in Verbindung mit § 4 der Verord-
nung über die öffentliche Bekannt-
machung von kommunalem Ortsrecht
vom 26.08.1999 (BekanntmVO) in der
jeweils gültigen Fassung durch öffentliche 

Bekanntmachung zugestellt. 
Eine Zustellung auf andere Weise kann
nicht erfolgen, da der derzeitige Aufent-
halt der Adressatin nicht bekannt ist. 

Das genannte Dokument liegt beim 
Jugendamt der Stadt Duisburg, Außen-
stelle Homberg, Bismarckplatz 1, 47198
Duisburg, Zimmer 207, montags, mitt-
wochs und donnerstags in der Zeit von
8:00 Uhr - 16:00 Uhr zur Aushändigung
bereit. 
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Es gilt als zugestellt, wenn seit der Ver-
öffentlichung dieser Benachrichtigung
zwei Wochen vergangen sind.

Es wird darauf hingewiesen, dass durch
die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung Fristen in Gang gesetzt werden
können, nach deren Ablauf Rechtsverluste
drohen können.

Duisburg, den 26. März 2013

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Wolf

Auskunft erteilt: 
Frau Wolf
Tel.-Nr.: 0203/283-8428

Benachrichtigung über öffentliche Zu-
stellungen gemäß § 10 Verwaltungs-
zustellungsgesetz NRW - LZG NRW

Die an Herrn Marcin Jankowski, zuletzt
wohnhaft Annastr. 24, 47226 Duisburg,
gerichtete Mitteilung, Aktenzeichen
083576, wird gemäß den §§ 1 Abs. 1 und
10 des Verwaltungszustellungsgesetzes für
das Land Nordrhein-Westfalen vom
07.03.2006 (GV. NRW S. 94) in Verbin-
dung mit § 4 der Verordnung über die 
öffentliche Bekanntmachung von kommu-
nalem Ortsrecht vom 26.08.1999 
(BekanntmVO) in der jeweils gültigen 
Fassung durch öffentliche Bekannt-
machung zugestellt. 
Eine Zustellung auf andere Weise kann
nicht erfolgen, da der derzeitige Aufent-
halt des Adressaten nicht bekannt ist. 

Das genannte Dokument liegt beim 
Jugendamt der Stadt Duisburg, Außen-
stelle Homberg, Bismarckplatz 1, 47198
Duisburg, Zimmer 210, montags, mitt-
wochs und donnerstags in der Zeit von
8:00 Uhr - 16:00 Uhr zur Aushändigung
bereit. Es gilt als zugestellt, wenn seit der
Veröffentlichung dieser Benachrichtigung
zwei Wochen vergangen sind.
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Es wird darauf hingewiesen, dass durch
die Zustellung durch öffentliche Bekannt-
machung Fristen in Gang gesetzt werden
können, nach deren Ablauf Rechtsverluste
drohen können.

Duisburg, den 27. März 2013

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Kronen

Auskunft erteilt:
Frau Kronen
Tel.-Nr.: 0203/283-8804

Bekanntmachungen der Sparkasse 
Duisburg

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das
Sparkassenbuch Nr. 3758547362 
(alt 28547362) der Sparkasse Duisburg für
kraftlos erklärt werden. Der Inhaber des
Sparkassenbuches wird hiermit aufgefor-
dert, binnen drei Monaten seine Rechte
unter Vorlegung des Sparkassenbuches
anzumelden, da andernfalls das Spar-
kassenbuch für kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 18. März 2013

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das
Sparkassenbuch Nr. 3230043402 
(alt 130043409) der Sparkasse Duisburg
für kraftlos erklärt werden. Der Inhaber
des Sparkassenbuches wird hiermit aufge-
fordert, binnen drei Monaten seine Rechte
unter Vorlegung des Sparkassenbuches
anzumelden, da andernfalls das Spar-
kassenbuch für kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 19. März 2013

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das
Sparkassenbuch Nr. 3219133174 
(alt 119133171) der Sparkasse Duisburg
für kraftlos erklärt werden. Der Inhaber
des Sparkassenbuches wird hiermit aufge-
fordert, binnen drei Monaten seine Rechte
unter Vorlegung des Sparkassenbuches
anzumelden, da andernfalls das Spar-
kassenbuch für kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 20. März 2013 

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das
Sparkassenbuch Nr. 3201302308 der
Sparkasse Duisburg für kraftlos erklärt
werden. Der Inhaber des Sparkassen-
buches wird hiermit aufgefordert, binnen
drei Monaten seine Rechte unter Vor-
legung des Sparkassenbuches anzu-
melden, da andernfalls das Sparkassen-
buch für kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 22. März 2013 

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das
Sparkassenbuch Nr. 3200493058 
(alt 100493055) der Sparkasse Duisburg
für kraftlos erklärt werden. Der Inhaber
des Sparkassenbuches wird hiermit aufge-
fordert, binnen drei Monaten seine Rechte
unter Vorlegung des Sparkassenbuches
anzumelden, da andernfalls das Spar-
kassenbuch für kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 26. März 2013 

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand
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Auf Veranlassung des Gläubigers soll das
Sparkassenbuch Nr. 3201737271 der
Sparkasse Duisburg für kraftlos erklärt
werden. Der Inhaber des Sparkassen-
buches wird hiermit aufgefordert, binnen
drei Monaten seine Rechte unter Vor-
legung des Sparkassenbuches anzu-
melden, da andernfalls das Sparkassen-
buch für kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 27. März 2013 

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Auf Veranlassung des Gläubigers soll das
Sparkassenbuch Nr. 4200448654 der
Sparkasse Duisburg für kraftlos erklärt
werden. Der Inhaber des Sparkassen-
buches wird hiermit aufgefordert, binnen
drei Monaten seine Rechte unter Vor-
legung des Sparkassenbuches anzu-
melden, da andernfalls das Sparkassen-
buch für kraftlos erklärt wird.

Duisburg, den 28. März 2013

Sparkasse Duisburg
Der Vorstand

Schlussbekanntmachung über die 
Einziehung von öffentlichen Verkehrs-
flächen in Duisburg-Bruckhausen

Gemäß § 7 Abs. 1 des Straßen- und 
Wegegesetzes des Landes Nordrhein-
Westfalen (StrWG NW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. September
1995 (GV NRW 1995, S. 1028) unter 
Berücksichtigung der bis heute erfolgten
Änderungen werden die Verkehrsflächen
Bayreuther Straße
Edithstraße
Heinrichstraße
Kringelkamp
Kronstraße
gemäß dem zu dieser Veröffentlichung
gehörenden Lageplan hiermit eingezogen.

Die Absicht der Einziehung wurde am
31.12.2012 im Amtsblatt für die Stadt
Duisburg Nr. 48, Seite 529 bekannt ge-
macht. Fristgerechte Einwendungen wur-
den vorgebracht und geprüft.
Die Begründung der Einziehung liegt 
während der Dienststunden im Ver-
waltungsgebäude des Amtes für Baurecht
und Bauberatung, Friedrich-Albert-Lange-
Platz 7, Eingang Moselstraße 42, 47051
Duisburg, Zimmer E 24, zur Einsicht offen.

Anordnung der sofortigen Vollziehung

Für die o. g. Einziehung der Flächen wird
die sofortige Vollziehung gemäß § 80
Abs. 2 Nr. 4 VwGO angeordnet. Die An-
ordnung der sofortigen Vollziehung er-
folgt aufgrund des gegebenen konkreten
Gemeininteresses. Das Sanierungsver-
fahren Duisburg-Bruckhausen hat die 
Zielsetzung, die Industrienahtlage durch
Rückbau der Gebäude und Gestaltung 
eines Grüngürtels als Landschaftsbauwerk
zu entzerren. Die bisherige defizitäre
Grün- und Freiraumsituation des Ortsteils
soll durch diese Maßnahmen behoben
werden. Der in diesem Kontext aufgestell-
te und rechtsverbindliche Bebauungsplan
1104 sieht u. a. die Errichtung eines Land-
schaftsbauwerks und die Renaturierung
der versiegelten Flächen vor. Um diese 
Ziele ohne weiteren zeitlichen Aufschub
erreichen zu können, wird die sofortige
Vollziehung der Einziehung angeordnet.

Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen die Einziehung kann innerhalb 
eines Monats nach öffentlicher Bekannt-
machung Klage erhoben werden. Die 
Klage ist schriftlich oder in elektronischer
Form nach Maßgabe der Verordnung über
den elektronischen Rechtsverkehr bei den
Verwaltungsgerichten und den Finanzge-
richten im Lande Nordrhein-Westfalen
(Elektronische Rechtsverkehrsverordnung
Verwaltungs- und Finanzgerichte - 
ERVVO VG/FG) einzulegen und an das
Verwaltungsgericht Düsseldorf, Bastionstr.
39, 40213 Düsseldorf zu richten.

Gegen die Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung kann gemäß § 80 Abs. 5 VwGO
die Wiederherstellung der aufschiebenden
Wirkung der Klage beantragt werden. Der
Antrag ist beim zuständigen Verwaltungs-
gericht Düsseldorf, Bastionstraße 39,
40213 Düsseldorf zu stellen. Die Voll-
ziehung kann auf Antrag nach § 80 Abs.
4 VwGO auch von der Behörde, die den
Verwaltungsakt erlassen hat, ausgesetzt
werden.

Duisburg, den 3. April 2013

Der Oberbürgermeister
Im Auftrag

Geer

Auskunft erteilt:
Herr Tönnißen
Tel.-Nr.: 0203/283-3360
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